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SOZIALE SICHERHEIT

6Þ
FACHZEITSCHRIFT DER
ösrERREtcH lscH FN
SOZIALVERSICH ERU NG

l-iebe Leserinnen und Leser!

Die Soziale Sicherheit präsentierl lhnen in dieser Juni-Ausgabe als
Schwerpunkt die Darstellung und Erläuterung des zum Teil - was die
Finanzierung bekifft - durchaus diffizil ausgestalteten Verhältnisses zwi-
schen der österr. Sozialversicherung und dem Rettungswesen sowie im
Besonderen der Flugrettung in Österreich. Eingangs wird in diesem Zu-

sammenhang von einer Pressekonferenz im
Frühjahr d. J. berichtet, die in der Salzburger
GKK stattfand und wichtige Akteure in diesem
Feld zusammenführte, um eine Vereinbarung
zur Vereinfachung der Abrechnungen zu unter-
zeichnen.

Über die Fortsetzung der Aktion ,,Bewegt im
Park" wird ebenso berichtet, wobei in acht Bun-
desländern wieder zahlreiche Bewegungsan-
gebote zur Ver-fügung stehen. Vizekanzler und
Sporiminister K.-H. Strache sowie der Cesár

Sam pson unterstützten durch aktive Tei lnahme die Auft aktveranstaltun g.

Mag. Harald Herzog und Daniel Hubmayr (beide NöGKK) geben eine
ausführliche Übersicht zum System der Flugrettung in österreich. Die
Kosten dieser Flugrettung machen rund vier Prozent des gesamten Ret-
tungswesens und ca. 0,06 Prozent des gesamten Gesundheitswesens
aus. Die Zuständigkeit für die Flugrettung liegt primär bei den Ländern -
bis zum Jahr 201.1 waren Bund und Länder gemeinsam zuständig - und
die Sozialversicherung ersetzt einen Teil der Kosten für den Transport.
Aktuell wird das Bundesgebiet durch fast vierzig Notarzthubschrauber
von sieben Betreibern versorgt.

Prof. Dr. Christoph Redelsteiner (FH St. Pölten) reflektier-t in seinem Fach-
beitrag den Gegenwartszustand des Rettungswesens, wobei er als prak-

tiker in diesem Bereich ganz besonders darauf hin orientiert ist, wirkliche
Akutfälle wieder in den Vordergrund zu stellen und mit Hilfe eines Gafe-
keepings im präklinischen Bereich diese von einem 24-stunden-Auf-
fangnetz herauszulösen. Es zeigte sich empirisch eine Vielzahl von
variantenreichen Einsätzen, die bei weitem nicht allesamt einem Ret-
tungseinsatz im herkömmlichen Sinne zuzuordnen sind, sondern auch
Aspekte eines Sozialdienstes aufweisen.

Abschließend steuert der ehemalige Vizepräsident des Hauptverbandes,
Dr. Manfred Gründler, einen interessanten Beitrag zur Diskussion über
die Parallelgesetzgebung bei und Mag, Richard Birgmann (lnstitut für
Gesundheitsplanung, Linz) erläuterl eine Umfrage unter Arzten zum
Thema,,Gesundheitskompetenz".

Dr. Wilhelm Donner
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Soweit in diesem Hell personenbezogene Bezeichnungen nur ln männ-
licher Form angeftìhrt sind. beziehen sie sich auf Frauen und Männer in
gleicher Weise. Bei der Bezeichnung best¡mmter Personen oder perso-
nengruppen wird die jeweils geschlechtsspezifische Form verwendet.

dem Verlag fiir den Fall der Annahme das úbedragbare. zeitlich und orilrch unbeschränkte aus-
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Wie kann die Situation der wach-

senden ZahI armer Menschen,

die auf die Grundsicherung im

Atter und bei Erwerbsminderung

angewiesen sind, verbessert

werden? Ein Weg: Nur Teile ihrer

Rehten werden auf die Grundsi-

cherung angerechnet. Der nicht

angerechnete Teil steht ihnen

dann über ihren >Bedarfa hinaus

zu Verfügung. Was das bringen

würde, wird hier für verschie-

dene Anrech nungsverfahren

berechnet.

Über zwei Mittionen zu Hause

lebende Pflegebedürft ige kön-

nen jeden Monat 125 Euro für

Betreuungs- und Entlastungs-

leistungen nutzen - die meisten

tun es aber nicht. Millionen

drohen so zu verfallen. Noch

l<önnen Rest-Ansprüche aus

den Vorjahren geltend gemacht

werden.

A[ters- 238
sicherung

Soziates

R e l rr¡ neno Scu üssle n/GwEN DoLyN H uscH r r/SrrFAN Mooc
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Millionen für den Entlastungsbetrag drohen zu verfallen

Titelthema

Gesundheit

Bü rgerve rsicheru n g Gesu nd heit
Ziele, Modelle und Mythen

Die Einführung eines einheit-

lichen Kran kenversicherungs-

systems für alle Einwohner

- auch Bürgerversicherung

genannt - war zotT ein zent-

rales Wahlkampfthema. Doch

im Koalitionsvertrag zwischen

SPD und der Union ist von ei-

ner Bürgerversicherung nichts

zu lesen. Damit ist das Thema

aber nicht ertedigt. Spätestens

wenn der wirtschafttiche Drucl<

steigt, wird die Debatte um

die Bürgerversicherung wieder

Fahrt aufnehmen. Hier werden

historische Hintergründe,

Ziete, Modelle, Perspektiven

Herausforderungen einer

ürgerversicherung ertäutert.

Außerdem geht es um Mythen

und Kritikpunkte rund um das

Konzept der Bürgerversiche-

rung Gesundheit.
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Gesundheitsökonom Prof. Stefan Greß
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BVerlG, i\ichtannahmebeschluss vorn 14" J. 2017 - 1. B\rR j00/18

Wer einen von der Bundesagentur für Arbeit (BA) angesetzten Meldetermin 3
nicht wahrnehmen l<ann, ist gehalten, das der BA mitzuteilen. Wer stattdessen

sofort einstweiligen Rechtsschutz beantragt, trägt möglicherweise die dadurch
entstandenen Anwaltsl<osten selbst. 
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Sozia Igerichtsverfahren
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Wenn sich ein sozialgerichtliches Verfahren

auf Erlass einer einstweitigen Anordnung
(5 86b Soziatgerichtsgesetz (SGG)) dadurch

erLedigt, dass die Behörde dem Begehren

des Antragstelters entspricht oder auch nur

die aufschiebende Wirl<ung eines Wider
spruchs al<zeptiert, muss das Sozialgericht
(SG) nur noch über die l(osten entscheiden.

Wegen der l(ostenfreiheit des sozialgericht-

lichen Verfahrens hat das Bedeutung nur

für die Anwattsl<osten, die dem - im Ergeb-

nis erfolgreichen - Antragsteller entstan-

den sind. Die l(ostenentscheidung ergeht

nach gerichtlichem Ermessen (S rgl Abs. r
SGG), wobei maßgeblich ist, ob der Antrag
von der Behörde veranlasst worden ist und

voraussichtlich Erfotg gehabt hätte.

Fehlende Notwendigkeit
Berücksichtigen darf das Gericht aber

auch, ob der Antrag an das SG notwendig
gewesen ist, um das angestrebte Ziel zu

erreichen. War das nicht der Fall, hat das

Rechtsschutzbedürfnis gefehlt - mit der

Folge, dass der Antrag unzutãssig war. D¡e

l(osten unzuLässiger Anträge nach S 86b

Abs. r 5GG trägt der Antragsteller immer

selbst. ln einem solchen Fall hatte das SG

l(öln einem Antragstetter l<eine l(ostener-

stattung durch die BA zugesprochen, und

das Bundesverfassungsgericht (BVerfc)

hat diese Entscheidung nur sechs Wochen

später durch Nichtannahme der Verfas-

sungsbeschwerde bestätigt. Dieses Tempo

und der Umstand, dass die Entscheidung

über eine Pressemitteilung des Gerichts

breit bekannt gemacht worden ist, weisen

darauf hin, dass das höchste deutsche Ge-

richt ein l<[ares Signal setzen wottte.

Der FalI zeigt, wetchen lnhalt dieses Signat

hat: Der Beschwerdeführei hatte sich ar-

beitssuchend gemeldet. Die BA hatte ihn

auf der Grundlage des S 3o9 Drittes tsuch

Sozialgesetzbuch (SGB lll) zu einem Ge-

spräch über seine beruflichen Perspel<tiven

einbestetlt. Den Termin l<onnte der Be-

schwerdeführer, der noch in einem Arbeits-

verhältnis stand, aus berufLichen Gründen

nicht wahrnehmen. Ohne l(ontakt mit der

BA im Hinbtick auf eine Verlegung des Ter-

mins aufzunehmen, legte der Beschwerde-

führer Widerspruch gegen die Meldeauffor-

derung ein und beantragte ijber seinen

AnwaLt am gleichen Tag beim SG l(ötn, die

aufschiebende Wirkung seines Wider-

spruchs wiederherzustelten; nach der Re-

gelung des S336a Satz r Nr. 3 SGB lll hat

der Widerspruch gegen eine Meldeauffor-
derung grundsätzlich keine aufschiebende
Wirkung und rechtfertigt deshatb nicht, die
Vortadung einfach zu ignorieren.
Unmittelbar nach Eingang des Wider-

spruchs vertegte die BA den festgesetzten
Termin. Der Beschwerdeführer erl<lärte da-

raufhin das Eilverl'ahren fûr ertedigt und

beantragte, die BA zu verpflichten, seine
Anwattsl<osten zu erstatten. Das lehnte
das SG ab, ohne damit das Wittkürverbot

des Art. j Abs. r GG zu vertetzen, wie die

Verfassungsrichter entschieden haben.

Formloser K[ärungsversuch erforderlich
Das SG durfte sich von der Erwägung leiten

lassen, dass der Beschwerdeführer durch

eine l(ontal<taufnahme mit der BA formtos

hätte ktären l<önnen, ob bei der Agentur

übersehen worden war, dass er vormittags

wegen seiner noch bestehenden berufli-
chen Verpflichtung generelt nicht erschei-

nen l<onnte, und zu welcher Zeit eine Be-

sprechung stattfinden könnte. Es fehlen

Anhattspunkte dafür, dass eine sotche

l(ontal<taufnahme von vornherein nutzLos

gewesen wäre.
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+ Editorial
Von Walter Leiss

Datenscnuü
+ Geldbußenbefreiung für Gemeinden
Neues Datenschutzrecht für Gemeinden
Schon im September 2017 beinhaltete die RFG (2017127) einen Abriss über die Neuerungen - oder doch
nicht Neuerungen -, mit welchen die Gemeinden durch die Datenschutz-Grundverordnung konfrontiert
sein werden. Zwischenzeitlich sind weitere Gesetzesänderungen beschlossen worden, die teilweise noch
nicht einmal in Kraft stehende Gesetze (wieder) geändert haben. Die damit angestrebten Klarstellungen
wurden zwar in den meisten Fällen erreicht, eröffnen in anderen aber wieder Fragen, die eine Anpassung
eines früheren Beitrags bedingen.
Von Martin Führer

Steuer-Radan

JuCikatur
+ Aktuelle Judikatur der Höchstgerichte zur Geme¡nde als Steuergläubigerin
Von Stefan Leo Frank

Gemeinde
Was daff der Bürgermeister - was darf er nicht?
Unter der ,,laufenden Verwaltung" einer Kommune ist nach höchst- und oberstgerichtlicher Judikatur die
Besorgung der im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde (Art 1i8 B-VG) regelmäßig vorkommenden
Verwaltungsaufgaben ohne weittragende finanzielie, wirtschaftliche, politische oder ähnliche Bedeutung,
also jener Aufgaben, die den gewöhnlichen Tätigkeitsbereich der Gemeindeverwaltung ausmachen, zu ver-
stehen. Allerdings ist die Definition der laufenden Verwaltung in den Gemeindegesetzen der Bundesländer
differenziert normiert und nicht einheitlich, sondern, je nach Größe und Ausformung der einzelnen Ge-
meinden, unterschiedlich zu betrachten. Im Folgenden soll daher der Begriff der laufenden Verwaltung
anhand der Gemeindegesetze bzw Gemeindeordnungen der Bundesländer (außer Wien, da nicht direkt
vergleichbar) näher beleuchtet werden.
Von Dieter Neger

Öffentliches Recht
* Die Gemeinde im verwaltungs(gerichtlichen) Verfahren 5g
Schwerpunkt Rechtsschutzverfahren nach AVG und VwGVG
Die Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit erster Instanz kann als eine der grundlegendsten Novellen
der österreichischen Rechtsordnung bezeichnet werden. Folglich gingen damit auch auf Gemeindeebene
umfassende Änderungen einher, die es sowohl im Verwaltungsverfahren als auch im verwaltungsgericht-
lichen Verfahren zu beachten gilt. Gerade die Gemeinden finden sich im System der Verwaltungsgerichts-
barkeit in einer neuen Rolle, wobei der generelle Entfall des aufsichtsbehördlichen Vorstellungsverfahrens"
nur einen Teilaspekt darstellt.
Von Wolfgang Steiner und Johønna Weilguni

t Verwaltungsrechtliche Alkoholverbote im Spiegel der Rechtsprechung 6z
In einem Erk zu einer AlkoholverbotsV der Stadt Innsbruck hat der VfGH die grundsätzliche Eignung von
Alkoholverboten zur Hintanhaltung von Anstandsverletzungen bejaht, im Übrigen aber weder Verhältnis-
mäßigkeit noch Freiheitsrechte noch das Sachlichkeitsgebot geprüÍl. Vor diesem Hintergrund wird der ver-
fassungsrechtliche Spielraum der Gemeinden beim Erlass von Alkoholverboten ausgelotet, insb die über-
tragbarkeit der Rsp zur Bettelei.
Vo n Ann ø Lei sner - Egensp erger

+ Kompetenz des Burgermeisters in Ausübung der laufenden Verwaltung der
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Bestattue':gsrecl'it
{ Moderne Formen der Urnenbeisetzung 84
Beurteilung der rechtlichen Zulässigkeit in Oberösterreich
Der Trend zur Individualisierung der Bestattungsform führt zu vermehrten Urnenbeisetzungen außerhalb von
Friedhöfen, Urnenhainen und Urnenhallen. Voraussetzung flir die Durchführung solcher Beisetzungen ist das

Vorliegen einer Bewilligung der Gemeinde, in der der Beisetzungsort liegt. Dieser Beitrag erörtert die Bewilli-
gungsvoraussetzungen und beurteilt die rechtliche Zulässigkeit ausgewählter Urnenbeisetzungsformen.
Von Anna Obereder

I'riachbanrecl'lt
å Update Nachbarrecht - Entscheidungen 2016/2017. . . .

Der Beitrag bietet eine Übersicht über die Rsp des OGH (2016 und 2017) im Nachbarrecht; konkret
Beseitigungsanspruch, zum Ausgleichsanspruch nach S 364a, zvr Vertiefung nach S 364b, zu Fragen

Widmung im WEG, zum Rechtsmissbrauch, zur Auslegung eines Einwendungsverzichts und zur
haftung. Dabei handelt es sich um eine Kurzversion des im |ahrbuch des österreichischen und europäischen
Umweltrechts 2018 enthaitenen Beitrags für den vielbeschäftigten Praktiker/die vielbeschäftigte Praktikerin
auf Gemeindeebene und soll ein schnelles Erfassen des Relevanten ermöglichen
Von Erika Wagner

Rechnungslegung urìC tsetreebsr¡;intscheft
Ð VRV 2015 -Vermögenserfassung und -bewefiung. . . . 98
Die konkreten Tåitigkeiten im Rahmen der Umstellung auf die VRV 201 5 beginnen mit der Erstellung
der Eröffnungsbilanz. Was gibt die VRV 2015iZm derVermögenserfassung und -bewertung vor? Wie
geht man das in der Praxis kqnkret an?
Spätestens ab 2020 müssen Länder und Gemeinden auf die VRV 2015 umsteigen. Die konkreten Umstel-
lungstätigkeiten beginnen mit der Erstellung der Eröffnungsbilanz, deren zentraler Teil die Erfassung und
Bewertung des bestehenden Gemeindevermögens ist. Nicht immer ist es dabei einfach zu entscheiden,
welche Bewertungsmethode die Rrichtige ist. Wie viel Aufr¡¡and für Erfassung und Bewertung lohnt sich?

Wie können die Ergebnisse auf ihre Plausibilität überprüft werden? Dieser Beitrag gibt einen Überblick und
Tipps für die Praxis.
Von Veronika Meszarits

Ð Knappe Finanzen bei steigenden Anforderungen an das kommunale
Leistungsangebot - ist Agilitát die Lösung? . . . 103
Agilität ist im privafwirtschaftlichen Kontext das Buzzword schlechthin. Meist geht es dabei um Strategien, um

bei steigender Unsicherheit und Konkurrenz ua durch digitale, globale Lösungen sowie hohen Kundenerwar-
tungen wirtschaftlich zu überleben. Sind agile Lösungsansätze auch auf kommunaler Ebene eine Option?
Von Christinø Duller und Veronikø Meszarits

Benicht
å Literatur zu gemeinnützigen Organisationen . .

Besprechung : Stranzi ngerl Kuhnl Kovacsl Hofe6 Non-Profit-Organisationen
Von Bernhørd Renner
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Postings aufFacebook
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(Anm. Michelìlalter)
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RUNDFUNKRECHT 139 Begriff ,,audiovisueller Mediendienst" - llerbevideos auf

Youtube
EuÇH zt.oz.zot8, C-t3zf t7, Peugeot Deutschland CmbH/

Deutsche U mwelthilfe e.V.

(Anm. Michael Kogler)

ABGABENRECHT 144 l(erstinìleber/JürgenReinold
Der Gewinnrücktrag für Künstler und Schriftsteller im

Ertragssteuerrecht - Ein Ü berblick

139

144

TAGUNCSBERICHT 147 lz. Österreichischer lT-Rechtstag - Bericht von Stefon l(notzer 147

lmpressum 3. Umschlagseite

Wie wir m¡t personenbezogenen Daten umgehen

Wenn Sie näher wissen wollen, wie wir im Verlag

mit den personenbezogenen Daten umgehen, die

wir im Zuge von Bestellungen von Büchern und

Zeitschriften, über unseren Webshop oder über

andere Wege erhalten, wie wir die Abo-Daten

verwalten und mit Werbeadressen umgehen,

laden wir Sie ein, sich unsere Datenschutzer-
klärung anzusehen, die auf der Website
www.medien-recht.com unter der Rubrik,,Der
Verlag" abrufbar ist.

Dort finden Sie lnformationen zu den Rechts-

grundlagen der Datenverarbeitung in unserem

Verlag, zur Datenerhebung und -nutzung von

Ku ndendaten im Zuge von Bestel lu ngen/Lieferun-

gen und zur Bewerbung unserer Produkte, fur

Zwecke der Autorenverwaltung, für die redaktio-

nelle Arbeit und zu den Betroffenenrechten.

Ês ist dort auch ein Formular, das bei der Aus-

übung der Betroffenenrechte dienlich ist, abruf-

bar. Wir stehen für nähere Auskünfte gerne zur

Verfügung:

Vera ntwortl icher für die Datenvera rbeitung ist

die MEDIEN und RECHT Verlags GmbH, 1040

Wien, Da n hausergasse 6 /25, Ansprech pa rtner:

Dr. Hei nz Wittman n (Geschäftsfü hrer). Konta kt-

nahme brieflich, durch Mail verlag@medien-

recht.com oder Tel. 01 /505 27 66.

VerwGesG'16
Kommentar zum
veru€ñ[ngsgesell"
schaftenG eorS

Ereãn!u.gsb¡d ¿! w¡llê,.
Ufuhr und Ve¡ten{nSgçteiL

vd¡g Mdis ú^d ¡echl.Mc¡

Medien und Recht

Verlag. Wien zot7. 7zo
Seiten.
I S B N : 978-3- 9oo7 4i -72-3

Preis:86,-- EUR (incl.

http://shop.medien-recht.ws/
shopdetai ls.ph p?id13z5

VerwGesc 't6 - l(ommentar zum
Verwertu n gs gesel I sch afte nC zot 6

von Hon.-Prof. RA Dr. Michel M. Walter

Mit dem Verwertungsgesellschaftengesetz zol6 wurde die

Richtlinie zot4lz6lElJ in das österr. Recht umgesetzt. Als hervor-

ragender l(enner der Materie erläutert Prof. Walter die Richtlinie

und zeigt die Probleme und praktischen Auswirkungen der

Umsetzung im neuen Cesetz auf. Dies betrifft die Monopol-

stellung der Verwertungsgesellschaften (VC), die unverändert bei'

behalten wurde, die Betriebsgenehmigungen, die neuen Regeln

über Mitgliedschaft und Organisation derVC sowie deren Rechte

u nd Pfl ichten gegen ü ber Rechtei n habern, Bezu gsberechti gten

sowie Nutzern aufgrund der Richtlinienvorgaben.

\leitere Punkte sind der Ausbau der Transparenz- und Berichts-

pflichten der VC, Vorschriften fur die Vergabe von Mehrgebietsli-

zenzen für Online-Rechte an Musikwerken sowie die Erweiterung

der Aufgaben der Aufs icht u ber Verwertu n gsgesel I sch aften.

MR Medien & Recht Wien ¡ www.medien-recht.co¡¡ r verlag@medien-recht.com
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